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WI R . MEINLERAT
Sitzung vom 2 .November 1932 .

Vorsitzender Weigleröffnet die Sitzung um16 Uhr ,indener
mitteilt ,dass der Bürgermeisterinfolge der parlamemtarischenArbeiten
abgehaltensei ,im Gemeinderatzu Beginnder Sitzung anwesendzusein .

Es wirdsodannin die TagesordnungeingegangenundLieBeratung
des Rechnungsabschlusses für das Jahr 1931fortgesetzt .

In der Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe III stellt
GRtin . Dr .Motzko ( chr ,soz, )zunächst mit Befriedigung fest

dass der wiederholt vorgebrachten Beschwerdein demSinne Rechnunggetra¬
gen worden sei ,dass der Rechnungshof nunmehr nur ein offizielles Gutach¬
ten undnicht auchnocheinenGeheimberichtan denMagistratvorgelegthat .
Der Rechnungsabschlussselbst zeigt auf allen Verwaltungsbistenedeneinen
typischenZugdiner deutlich zutage tretenden Verdorrung .Nicht dass dieMehr¬
heit ihr Systemoderihre Methodengeänderthätte ,sie hat nichtsgedernt
und nicht ,vergessen,aber ihre Leistungsfähigkeit schrumpft ein ,der Aktions¬

radiumihrer Verwaltungwird kleiner ,obwohldi Gemeindenicht mitsolchen
Schwierigkeiten zu rechnen hatte wie der Bund ,der eine ausserordentlich
grosseHaftungfür die Creditanstalt übernehmenmusste ,der eine inkeinem
VerhältniszumPersonalaufwandderAktivenstehendePensionslasttragen
mussundder immersteigende ZuschüsseundBevorschussungenfür dieimmer
mehranwachsendenArbeitender Arbeitslosenunterstützungzuleisten
hat . DieKritik ,die einer der Herrender äusserstenRechtenan derBundes¬
verwaltunggeübt hat zeigt ,wie die Herrenvonder Rechtensich bei derKri¬
tik desstaatlichenLebensmitdenProblemanauseinandersetzen. . . .(Lebhaf¬
ze Zwischenrufe bei den Nat .soz . )Die deutschen Reichstagswahlen habenja
gezeigt ,wiemanmit Ihnenzufriedenist in denHochburgenIhrerVerwaltung.
Reden ist anders als arbeiten ( Labhafte Zwischenrufe bei denNat . soz . )

GR. Dr .Riehl ( nat . soz . )Sie mussimmerkeppeln(Zwischenrufe)
GRtin . Dr .MotzkoSie werden mir meine Redefreiheit nicht verkür¬

zen ( Lebhafte Zwischenrufe bei denNat . soz, )
GR .Rotter ( nat . soz . ) RedenSie zu Ihren Genossen !
GRtin . Dr.MotzkoDie Genossensind ja Sie .Sie sagenja doch ,dass

Sie Sozialisten sind ( AndauerndeZwischenrufe ) /VorsitzenderWeigl gibt das
Glockenzeichen und ersucht umRuhe .

GRtin . Dr .Motzko: DasZurückgehender Verwaltungsleistung auf
allen Gebietenwirktsich aberamkatastrophalstenauf demGebietederWohl¬
fahrtapflege undder Fürsorgeaus .Geradehier hätten Sie so vieleWechsel
einzulösen ,die Sie der Bevölkerungvor den Gemeinderatswahlengegebenhaben .
Damalshaben Sie von den Lehrlingsheimengesprochen ,die es schon imJahre
1931nicht mehrgegebenhat ,vonden Waisenhäusern ,vondenenschonimJahre
19311 gesperrt waren .Sie habendavongesprochen ,dass auchdie Fürsorgefür
die ErwachsenenvonneuemGeistdurchwehtsei .Die" FüllederFürsorge ",von
der Sie da gesprochenhaben,hat sich immernur ausgwirkt in den Jausenfür
die Pfründner ,die zu Wahlzeitengegebenwordensind .Tatsächlich wird inder
Fürsorge mitleidslos und unbarmherzig gekürzt . Wennein alter Mensch300
Schilling im Monazhat ,braucht er keine Unterstützun - gdurchdieGemeinde.
Familienmit5 Köpfenmüssenmit110SchillingimMonatauskommen. Dassteht
in denbekanntenRüchtlinien ,die ProfessorTandlernochimmerableugnet,
obwohlsie in jedemFürsorgeinstitut aufliegen .Jetzt sparen Sie auchschon
an den Pfründenbezügender alten ,erwerbslosenWiener ,die im Auslandwohnen.
Dannhaben Sie schon im vorigen Jahre ,insbesondere aber in diesemJahre
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das Letzte ,wasden Menschennochbleibt ,die Aushilfengekürzt .Dabeihaben
Sie ,umdie Verantwortungvonsichabzuwälzen,die Fürsorgerätegezwungen,
bei den Kürzungenzu bleiben undkeine darüber hinausgehendenAnträgezu
stellen . Wenndann jemand beim Fürsorgeinstitut randaliert ,verhängenSie
über ihn Amtsverbot ,und wen es dann zu bunt wird und die Menschen vor den

Fürsorgeinstitutenkrawallieren ,habenSiedortdie Gemeindewacheaufgestellt
mitihrenerprobtenFäusten ,diesie am15 .Juli genugsamerprobthaben .( La¬
chenbei der Mehrheit ) .DieLeutewerdenneinfachaus denFürsorgeinstütuten
hinausgeworfen ,das ist die Fülle Ihrer Fürsorge( LebhafterBeifall beiden
Christlichsozialen. -StürmischeRufebei denSozialdemokraten:Wasistmit
Simmering!SprechenSiedochdavon ,wasdiePolizeiin Simmeringgetanhat) .
Ebensowiein deroffenenFürsorgesicht es auchin dergeschlossenenFür¬
sorge aus .Sie sagen ,dass Sie in der Fürsorgenur an Personalersparen .Das
ist durchgämgignichtrichtig .In denVersorgungshäusernsindzumBeispiel
an Personalaualagen5 bis 6 Prozent ,amLebensmittelaufwandfür diePfleg¬
lingeaber16Prozenterspartworden( HörtHört ! beidenChr. soz . ) ,anBrenn¬
stoffen9 Prozent ,amLicht - undKraftaufwand18Prozent .AusdemRechnungs¬
abschluss liest man ,dass die Leute dort wirklich Hunger haben . Eskommen

immermehrPFründneraus den Wr. städt .Versprgungsheimenzu einem ,er¬
zählen ,dass sie nicht mehrsatt werden ,dass sie auf Zubussenvonihren
Angehörigenangewiesensind .EskommtzumBeispielauchvor ,dasszumFrühstüc
nd zur Jause den Leutennicht die ganzenRationengegebenwerden ,dassdie
Mittags -undAbendpprtionenzukleinsind .ImObdachlosenheimhabenSiean
Personalaufwand13Prozent ,amLebensmittelaufwandaber27Prozenterspart
( LebhafteHört - Hörtrufebei denChr. soz . ) .In denMutterberatungsstellen
habenSieamPersonalgarnichts ,aberanärztlichenErfordernissen11bis
12Prozenteingespart .SiehabendieseMutterberatungsstellenmiteinemun¬
geheurenAufwandgeschaffenundhabenjedeZusammenarbeitmitunserenOr¬
ganisationenabgelehnt,plötzlicherzählenSie uns ,dass30dieserStellen
überflüssigsind .NuranbaulichenHerstellungenwurdenfürdieMutterberatung
stellenseit demJahre1925fast 135. 000Schillinginvestiert ,dasheisstauf
eineMutterberatungsstellekommteinBauaufwandvonüber33. 000Schilling.
DiesesganzeGeldist verpulwert . BeidenHortenhabenSie an Personal6
Prozent,beiderJausenspeisungaber25Prozenteingespart .Oberdreinhabensich
dieseHorteals gar nicht entwicklungsfähigerwiesen .ObwohldieBesuchsziffer
seit JahrenaufderselbenHöhebleibt ,habenSiein denletztenJahrenimmer
wiederneueHortezugebautundfür einenHortimDurchschnittanBauaufwand
62 . 000Schilling verausgabt .Für Kindergärtenhat manseit demJahre1925
nicht wenigerals 6 MillionenBauaufwandgemacht ,dasheisst 155 . 000Schil¬
ling für einenKindergarten. Von1926bis 1930hat manhoKindergärtenzuge-¬
baut ,das ist ein Zuwachs von 60 Prozent ,während Heute die Besucherzahl um
30 Prozent geringer ist als im Jahre 19264Hört ! Hört ! beiden Chr . soz . ) Inden

AnstaltenzurvorübergehendenUnterbringunghatmananPersonalkosten3
Prozent ,anLebensmittelaufwandfür die Kinder20Prozent ,anPflegeerforder¬
nissen34ProzenranReinigungserfordernissen16ProzentundanUnterrichts¬
erfordernissen81Prozenteingespart( LebhafteHört-Hörtrufebeiden
Christlichsozialen ) .In den Anstalten für dauerndeUnterbringungist es
nichtanders .AnPersonalkostenwurden10% ,anLebensmittelkosten20Prozent
an Brennstofferfordernissen2FProzent ,an Pflegeerfordernissen30Prozent
undbeimAufwand,dender UnterrichtandenKindernerfordert ,sogar48Pro¬
zenteingespart .Diesestrostlose SparenamMenschensetzt sich auchin
denKrankenanstaltenfort .WährendanPersonalkosten. 5Prozenteingespart
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wurden ,betragen die EinsparungenbeimLebonsmittelaufwandfür dieKranken
nicht wenigerals 27 Prozent .In den Tuberkelosenheilstätten wurdenvon
denPersonalkosten11Prozent ,hingegenbeimLebensmittelaufwand23Prozenteingespart .Dafür aber steht im VorwortzumRechnungsabschluss ,dassdie
Leichenbestattungsunternehmungsehrgutabgeschnittenhat ,dasichim
abgelaufenenVerwaltungsjahrdieSterblichkeiterhöhthat .Diestädt .
Leichenbestattungist also die einzige Unternehmung,die triumphiert ,sie
profitiert also anIhrer Verwaltung,fürwahrein düsteresSymbol .DieSpure
undErfolgeIhrer VerwaltungsindunzähligeSozialleichen ,sindunzählige
Fürsorgeleichen .WirkönnendenRechnungsabschlussnichtzurKenntnisnehme
wohlaberdieTatsache ,dassdieRampenlichteraufIhrerReklamebühnever¬
löschen ,dieSiesicherrichtethaben .(LebhafterBeifallbeidenChristl .Soz .)

GR .Weikert( Nat .soz .) bemerkt ,dass an demganzemJammer
undanderunsagbarenNot ,dieüberWiengekommenist ,einzigundallein
das SteuersystemBreitnersschuldtragendist ,ein Werkzeugderkalten
Sozialisierung .Sie haben nach der Marx ' schenVerelendungstheorie die

Massenin NotundElendgestürzt ,umdannIhrenvonIhnensovielgerühm¬
tenFürsorgeapparataufzubauen .DasSteuersystemBreitnersistbereits
zusammengebrochenundmitdiesemZusammebruchist auchderZusammebruch
IhrerFürsorgegekommen.DerBerichtdesRechnungshofeszeigt ,dassinIhre¬
FürsorgeverwaltunggrosseMisständebestehen .Ihr Paradepferdin derFür¬
sorge ist jetzt das Radiuminstitut .WährendFrankreichfür
16MillionenEinwohnerbloss7GrammRadiumhat ,hatWienfür . 5Millionen
EinwohneringanzOesterreich5GrammRadium.InFachkreisenweissmannicht
warummanfürdiesesRadiuminstitut. 5MillionenSchillingaugegebenund
warummandasRadiuminBelgiengekaufthat .Dasist sehraufklärungsbedürfti
AndiesemRadiuminstitut,daseinsehrteuresUnternehmenist ,wurdeals
VorstandnatürlicheinjüdischerArztangestellt ,dersogaraufKostenderGemeindenach Stockholmgefahren ist ,umdort einen Schnellsiederkurszu
machen.DerRednerbesprichtdanndieArmenlotterieundkritisiertdann
weiters ,dassfür die SäuglingswäschederGemeindeimabgelaufenenVerwal¬
tungsjahrüber500. 000Schillingaufgegebenwordensind .DieProletarier,sagtderRedner,könnenesnichtbegreifen,warumdieseWahlwindelnaucham
BankdirektorensfrauenundanFabrikantensfrauenausgegebenwerden.Hierwerd
nichtgespart ,wohlaberbeiderarmenbodenständigenBevölkerung .GRWeikerttadelt ,dass anlässlich des Bauesdes StaddensdemVereinFreie Schule -Kinde
freundeeinGrundstückumnichtwenigerals25. 000Schillingabgelöstwordenist ,undbemerkt,dassdieGemeinde,wennessichumeineOrganisation

Andersgesinntergehandelthätte ,sicherlichkeineAblösegegebenhätte.DerRechnungshof,sagtderRedner,hatbeiderWökeinedurchgreifendeKon¬
trolle verlangt ,undzwarnachder Richtung ,obdieSchüler
ausspeisungen den Anweisungenentsprechen durchgeführt werden .DieGemeinde
hatdenPreisfürdieAusspeisungvon70auf63Groschenherabgesetzt,der
Schülerabermusswöchentlich. 20Schillingbezahlen;dieWökwiederhatdie
QualitätundQuantitätum20Prozentherabgesetzt.DieFürsorgefürAusländer
kostetderGemeindedankderinternationalenEinstellungIhrerVerwaltung
ungeheureSummen.WasaufdiesemGebietgeschieht ,ist einSkandal.Während
die bodenständigenArmenverreckenkönnen ,schickendie Nachbarländerihre
armenSiechenundKrankennachWienunddieGemeindemussfür derenWartung
und Pflege aufkommen .Es wäre höchste Zeit ,wenn auf diesem Gebiete endlich

einmalAbhilfegeschaffenwerdenwürde .( LebhafterBeifallbeidenNat-soz. )634
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GR. Dr. Arnold( chr . soz . )verliest amEingangseiner Rededie
Namender Aerzte ,die in den letzten Monatenin den städtischen Wohlfahrts-¬oder
anstalten ernannt /befördert ,worden sind ,Karrenzurlaube oder andere Be¬
gungstigungenerhielten ,undstellt fest ,dass sich unter diesenNameneine
übermässig grosse Anzahl von Personen befindet , die offn¬
bar nicht arischer Abstammungsind .Wirwerstehensehr wohldie Tragikder
Eltern ,die oft untergrossenOpfernihre Kinderstudierenliessen ,unddie

der We7inTragik der Jungen ,denen nach Abschluss des Schulstudiums/die Weltver¬
schlossen ist .Unterdieser Tragikleiden natürlich alle in gleicherWeise ,
JudenundChristen ,undwir billigen jedemMenschendas Rechtzu ,seineAn¬
sprücheauf die notwendigenGüterdieser Weltzu erheben .Aberes gihteine
geordneteNächstenliebe ,die sich in Zeiten der Notzuerst imKreiseder
eigneneFamilie ,dannim Kreise der Glaubens -undVolksgenossenundschliess¬
lich allen VölkernundNationenzuwendet .Wirverstehendas nicht so ,dass
sich etwa STR .Tandler veranlasst fühlen möge ,deshalb in erster Liniean
denstädtischen WohlfahrtsanstaltensolcheAerzteunterzubringem ,dieihm
als Glaubens -undVolksgenossenbesondersnahesteken .In solchenZeitender
Notverlangt naturgemässdas christliche VolkvonWien ,dass in erster Linie
weineKinderAnstellungundVerdienst finden ,wenigstensin demAusmass ,wie
es demBevölkerungsschlüsselentspricht .EineungerechtfertigteProtektion
wirktimmeraufreizend ,in diesenTagenabermehrals sonst .STR .Speiserhat
gesternerklärt,bei denStellenan denSchulzahnklinikenhandlees sichum
solche ,die wegender schlechten Dotierung von arischen Aerzten nicht ange¬
strebt werden ,undbei denKrankenkassenseienvorwiegendarischeArzte
beschäftigt .Für die Krankenkassenist das Gegenteil dessen richtig ,was
Stadtrat Speiser gesagt hat ,und wenner für die Stellen an denSchulzahn¬
kliniken keine Anwärterfindet ,mögeer sich an die Oppositionwenden ,die
ihmfür jedendieser Postenwenigstens1ooAspirantenvorzuschlageninder
Lageist ( Beifallbei denChr . soz . )In der sozialdemokratischenPresseselbst
wurdeoft darübergeklagt ,dass für infektiös Erkranktenicht genugVorsorge
getroffen ist .Wir haben solche Vorsorgen im vorigen Jahre wieder verlangt ,

aber erst im Oktober dieses Jahres ,also neichlich spät ,hat STR . Tandler im

Jubiläumsspital 120Betten zur Verfügunggestellt ,mit denenübrigensdas
Auslangennicht gefündenwerdenkann .In der Heil -und Pflegeanstalt Steinhc
musstenwegendes Ueberbelagessogar GängeundRäumedes Erdgeschosseæin
Krankensäle verwandelt werden . Beidiesem Ueberbelag wäre es echon eine un¬

geheureErsparnis ,wennmitdenBudgetzifferndasAuslangengefundenwürde.
Es ist daher unverständlich ,flass darüber hinaus nochbei denHauptbezügen
des Personals 1o Prozent,bei den Lebensmittel fast 15 Prozent ,bei der Be¬

heizungLoProzent undbeimInventar mehrals 25 Prozent erspartwerden
konnte .Mit diesen Tatsachenstimmenallerdings überein die zahlreiehenKla¬
gen ,die zu uns wegender Unzulänglichkeit der Kost .und darüberkommen,
dassdiePatientenfrierenmüssen.Fachleuteversichern ,dassdieIrrenpflege
zur Zeit der christlichsozialen Verwaltungeinen gewissenHöchststander¬
reicht hatte ,wovonmanheutenichts mehrbemerkt .GR. Arnoldnimmtsodann
gegen den in der jüngsten Zeit gefassten Beschluss des AusschussesIIIStel¬
lung ,wonachdie Bedeckungder Kostenfür denAnschlussderWasserversorgung
im Liesinger Altersheiman die HochquellenleitungvonWiendurchErsparnisse
an denHauptbezügenin der AnstaltSteinhofhereingebrachtwerdensollen ,
bezeichnetein solcher Revirementals ganzunzulässigundverlangt dieVor¬
lage an den Gemeinderat . Erbeklagt sch sodann über die ungleichmässige Be¬
handlung der Wohlfahrtsvereine der einzelnen Parteirichtungen .
Der chr . soz . Kinderschutzzerein muss zum Beispiel für einen kleinen
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Spielplatz eines seiner Kinderhorte in Meidling einen jährlichen Pachtzins
von100Schilling bezahlen ,währendeine Frau MagdaFischer ,verehelichte
Rosenbaum,eineKindererziehungsanstaltin Döblingwohleingerichtetzuge¬
wiesenbekam ,samteinemSpielplatzzudemAnerkennungszinsvon1Schilling
im Jahr ( Lebhafte Hört - Hörtrufebei den Chr . soz . )Die Kinderfreunde habenfür
einen halben Quadratkilometer GrundamLaaerberg ,für den sie nach demVer¬
trag einenAnerkennungszins von1oSchillinghättenbezahlensollen ,
überhauptnichtszubezahlen .DerRednerbefasstsichsodannmitderPostGe¬
meindefriedhöfeundberuftsichaufdasGutachtendesRechnungshofes,der
die Ueberschüssein diesemZweigder Hoheitsverwaltungals zu hochbezeich¬
net hat .Umden Gewinn ,der sich in der Friedhofsverwaltungergibt ,herab¬
zumindern,hat manin jenerGemeinderatssitzungimSeptember,in derdie
Gemeinderatsmehrheitin AbwesenheitderOppositionverhandelthat ,Umbuchunger
vorgenommen,die förmlicheSchiebungensind .BeimBetrieb"Feuerhalle "wurde
aufdervorgesehenenKreditposteinBetragvon120,000Schillingfür dieAus-¬
gestaltung der Feuerhalle verschoben ,während der ratsächliche Aufwandnur
100 . 000Schilling betragen hat .In beiden Fällen hat manden Eindruck ,dass
die Voranschlagsziffernnur reine Hausnummernwaren .Auchin anderenPosten
werden laufende Betriebsauslagen angelastet ,obwohl es sich umInvestitionen
handelt .Unter solchen Umständen verliert die vorgelegte Bilanz den Charak¬

ter der Wahrhaftigkeit .Esist daherkeinePauschalverdächtigung ,sondern
nur das berechtigte Misstrauen der Opposition ,wennwir erklären ,dasswir
demvorgelegtenRechnungsabschlussnichtzustimmenkönnen( LebhafterBeifall
bei den Chr . soz . )

St . R.Prof .Dr .Tandler ( soz .dem . )verweist zunächst darauf ,dass
das Gesamtersparnisin der GruppeIII imganzen2 Millionen ,also nichtein¬
mal zwei Prozent betrage ,wovon 1 Million auf Ersparnisse amPersonalaufwand

entfallen .Die weitere 1 Million Ersparnis stammt aus¬
schliesslichvondenAnstaltnnher underklärt sich daraus ,dassvielleichtau

einer begreiflihen Vorsicht 376 . 000Verpflegstage zu viel präliminiert
wurden .Esergibtsichdaraus ,dassdie eingespartenBeträgeniemandemweg¬
genommenwordensind .WennsichnundieGRtin ,Dr .MotzkoüberdieErsparungen
die anderVerpflegungin dengeschlossenenAnstaltenvorgenommenwerden ,be¬
klagt,somusszumächstdaraufverwiesenwerden ,dassdie gesamteBevölkerung
ges Landes im Laufe der letzten 3 Jahre ihren Ernährungsstandardwesentlich
eingeschränkt hat .Die Pfleglinge ,die dn der Versorgung der Stadt sind ,be¬
kommenzweimalimTagje DreizehntelliterMilch -es ist natürlichmöglihh,
dass ein oder das anderemalein Pfründnerwenigerbekommt,worausmanaber
natürlich kein Verwaltungsprobiemmachendarf - jedenTageine Suppe -jeden
Tag mit Ausnahmevon zwei TagenFleisch ,jeden Tag Gemüse ,nahezujedenTag
eineMehlspeiseundeinNachtmal.EswirdnichtvieleMenschenin Wiengeben,
die viel besser essen .Die durchschnittliche Sterblichkeit der Menschendieser
Altersklasse in den Anstalten ist geringer als die durchschnittliche Sterb¬
lichkeit derselben Altersklasse ausserhalb der Anstalt ( HörtHört beiden
Sozialdemokraten ).WennuntersolchenUmständenimGemeinderatdavongesprocher
wird ,dass die Menschenin den Versorgungshäusernhungern ,so bleibt einem
wirklich der Verst and stehen .Dannist heute wiederdas MärchenvondenRicht¬
linien ,die ich erlassen habensoll ,erzählt worden .Ich kannnurneuerlich
sagen ,dass ich keineßleiRichtlinien ,in denendie vonder GRtin .Motzko
erwähntenBeträgeangeführtwerden ,hinausgegebenhabe .Esmagschonsein ,
dass die einzelnenFürsorgeforstehersich undihren Kanzleienselbstgewisse
Richtlinienaufstellen ,woraufich aber keinerlei Einflusshabe ,
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Wennmanweiters der von der Ghtin . Dr .Motzkoangestellten perzentuellen
Berechnungder Ersparnisse nachgeht ,wird manauch hier daraufkommen ,wie
ungerechtigtdie Kritik ist .Dawurdenin irgendeinerAnstaltvondenAerzten
1o. 000Schillingwenigerausgegeben,als präliminiertwaren .Dafürkannman
dochmichnicht verantwortlichmachen .Dannwurdean Brennstofferspart .
Natürlich nicht deshalb ,weil zu wenig geheizt wird ,sondern weil es ein mil¬

derer Winterwar ,als wir vorausgesehenhatten .Auchdafür kannich
nicht verantwortlichgemachtwerden .STR. Tandlerbefasst sich sodannmitden
Ausführungan der GR .Weikert zu dem Strahleninstitut und stellt

„ unächstfest ,dass die GemeindeWiendas Radiumdeshalb in Belgiengekauft
hat ,weil es dort billiger als anderwärts ist und weil dort wie in keineman¬
derenLandegrosse Mengenan Radiumerhältlich sind,DerArzt vonden
GR. Weikertgesprochenhat stammtaus einer durchjüdischesBlut wenigverun¬
zierten Gegendunseres Landes ,Er ist in Traunin Oberösterreichgeboren .
seine Eltern leben seit Jahrhundertenin dieser Gegend .Ich kennediearische
Zusammenstezungdes Blutes Ihrer Parteiangehörigennicht so genau ,dassich
sagen könnte ,unter Ihnen sei jemand ,der mehrarisches Blut in seinenAdern
hat als Dr .Mayer( LebhafteHeiterkeitbei denSoz ,dem .) Wennich damitdemGR.
WeikerteineruhigeNachtverzhaffenkann ,so ist mirdaseinVergnügen.
( NeüblicheHeiterkeitbei denSozdem .- Dr .Hanke( nat . soz . :Sieverschaffen
sich billige Triumphe .Dr . Riehl: Eswar nur die Rededavon ,dass erauf
Gemeindekostennach Stockholmgefahren ist ) . Dr ,Mayerist ein ganzausge¬
zeichnet ausgebildeter Mann ,der 8 Jahre Assistent an der KlinikBüdinger
warunder wurdevonder GemeindeWienals Unterleiter für dasRadiuminstitutgewonnen .Nunhatten wirursprünglich den Stœ kholmerProfessoraitteif het Netr hr penForsell " n ,unsere Aerzte in die Geheimnisse des Radiumseinzu¬
führen .ProfessorForsell warnicht in der Lage ,zu unszu kommen,hatsich
aber bereit erklärt ,einenfürein Jyhr nachStockholmgeschicktenArzt indie
GeheimnissedesRadiumseinzuführen .WirhabennunDr .MayernachStockholm
geschickt und diese Schulungist in demgegenständlichen Falle umsonotwen¬
diger ,als hier umeine ganzneuartigeBehandlung , deren Ge¬
heimnisse niemandnoch wirklich kennt .Wasdie von uns übernommenenVer¬
pflegskosten von Kranken ,die Ausländer sind ,anbelangt ,so bemühen
wir uns hier ,überflüssige Ausgabennach Möglichkeit einzuschränken .Schliess¬
lich befasst sich St . . Tandlermit den Ausführungendes GR. Dr .Arnoldbetreffe

wegen des Ueberbelagsden Steimhof und stellt fest ,dass dort Catsächlich/auch Erdgeschosse als

Krankensäleadaptiert wardenmussten ,dochsind schonbei ErbauungdesStein -¬
Hofsdiese Räum ,ichkeiten für die eventuelle HeranziehungfürKrankensälen
mepariertworden .ST . R.Tandlerersucht ,denRechnungsabschlussseinerVer¬
waltungsgruppe anzunehmen( Lebhafter Beifall bei den Spz ,dem, )

GRTin . Dr .Motzko ( chr . soz . ) bemerktin einer Erwiderung auf die Aus
führungen des St . . Tandler ,dass der Rückgang der Verpflegstage ,vondem

St . R .Tandler gesprochen habe ,nicht etwa darauf zurückzuführen ist ,dass die

Armutin Wienweniger gross und die Anstaltsbedürftigkeit geringeregworden
wäre ,sonderndarauf ,dass für die Anstalten der Gemeindeheutegewissermassen
eine Aufnahmssperre besteht .Auf der anderen Seite ergeben sich auchErspa¬
rungen daraus ,dass im Jahre 1931 eine Anzahlvon Waisenhäuserngeschlossen
wurde .Fernerstellt GRtin . Dr.Motzkonocheinmalfest ,dass in allenFürsorge¬
kanzleien die Richtsätze von denen sie gesprochen habe ,aufliegen .

. Die in dieeen Richtsätzen enthaltenen Ziffern werden in allen
Fürsorgeämternder Behandlungder einzelnen Fällezugrundegelegt .
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St . . Tandler stellt noch einmal fest ,dass er solche Richt¬
nie hinaus gegeben habe ,sondern dass es sich hier offenbar umRicht¬
handelt ,die sich die Fürsorginstitutsvorstände selbst machen .

Damit ist die Debatte über die Verwaltungsgruppe III geschlos¬
sen .

In der Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe für Wohnungs- ¬
wesensprichtzunächstGR. Ullreich( chr . soz . ) .Ererklärt ,dassimabgelaufener
Verwaltungsjahrvondenveranschlagten90 MillionenSchilling nur 63Millio¬
nen Schilling verbaut wurden .Dasbedeutet ,dass einige tausendWohnungen
nicht zur Aus führung gelangen konnten ,deren Bau projektiert war .Diesegewal¬
tige Einanhränkung des Wohnhausbaues wurde nur dadurch erleichtert ,dass die
Bundeswohnbauförderungder GemeindedenBauvon2000Wohnungenermöglichte .
Die Einschränkung des öffentlichen Wohnbauesist für die Gemeindesehr be¬
denklich ,da die Notder Wohnungslosenimmergrösserwird . DerRednertadelt ,
dass imstädtischenWohnungsamtdie Ansuchenoder Anfragenderwohnungssu¬
chendenParteiennicht erledigt werden ,da der ParteienverkehrimWohnungsamt
eine sehr problematische Sache ist . DieFolge davon ist ,dass die Mandatare

von den
wohnungssuchenden Parteien über¬

laufen werden .GR. Ullreichbeschäftigt sich sodannmit der FragederFinan¬
zierungdesstädtischenWohnhausbaues,wobeier bemerkt ,dassderGrundsatz ,
der Zinsendienst für ein Anlehenmüsseaus laufenden Mitteln bestritten wer¬
den ,nicht zutreffend ist .Es müsseneben andere Wegegegangenwerden .Ichrede
der Zinserhöhung kein Wort,stelle aber fest ,dass das ganze System vonGrund
auf mii Fehlern behaftet ist ,die endlich einmal ausgemrzt werdensollen .
Dazukommtnoch ,dass die Gemeindeverwaltungauf demStandpunktsteht,nursie
dürfe bauen .Die Folge davon ist wieder ,dass den privaten Bauherren undins¬

besondereden Siedlern in Siedlergenossenschaftendas Bauenriesig erschwert
wird . EinBeispiel davon ist die Haltung der GemeindegegenüberdenSiedlern
am Wolfersberg .Der Redner bespricht eingehend das Entstehen der Siedlungam
Wolfersberg ,wie es zu demBaurechtsvertrag gekommenist und denBaurechts - ¬
vertrag selbst undstellt schliesslich denAntrag ,denMagistratzubeauf¬
tragen .denmit Beschlussdes GemeinderatsausschussesIVvom18. August1932
genehmigten Baurechtsvertrag mit den Siedlern am Wolfersberg abzuähdern .

Das Uebereinkommenüber den zu verbessernden Baurechtsvertrag ist in Ver- ¬
handlungen mit der Gesamtheit der Siedler ,beziehungsweise mit derenberufe¬
nen Vertretung abzuschliessen .Insbesondere ist die UntragbareBelastung
von . 500Schilling per Baustelle für Strassenbauzwecke zubeseitigen .

GR .Hölzl ( nat .soz .) bezeichnet es als sehrbedauerlich ,
dass die Sparmassnahmenim Budget1931 zumgrossen Teil auch denWohnungsbau
betreffen ,weil vomBaugewerbeeine grosse Anzahlanderer Gewerbeabhängt
und der Ausfall sich daher hier besonders unheilvoll auswirkt .Gegenüber
1930ist die für den WohnbauverwendeteSummevon90 auf rund 65Millionen
gesunken .Die Bevölkerung ist der Ansicht ,dass die Wohnhausbautenaus
den Erträgnissen der Wohnbausteuererbaut werden .Das stimmt abernicht .
Diese Steuer wirft einen Ertrag von 33 Millionen Schilling ab ,währendderlaufenden
Rest von 30 Millionen Einahmen zugeschossen werden musste .
Auch über die Verwendung der Mittel kann nicht immer günstiges gesagt werden .
Sogarder Rechnungshofmusstein zahlreichen Fällen eine Freigibigkeit inder
BewilligungvonZuschüssenzu oe Mietzinsenfeststellen .Es ist anzunehmen,
dassdiese Zuschüssenuran parteienerfolgen ,die der Mehrheitnahestehen .
Im Rechnungsabschluss wird ein Mietzinsrückstand von insgesamt 90 . 000Schillin
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ausgewiesen.Dasist abereineglatteHausnummer,denselbstdasKontroll¬
amtmusszuzugebn,dassdieBuchungenkeinenklarenEinblickgewährenlassen
Es soll Wohnhausbautengeben ,wodie Mehrzahlder Mieterseit Jahr undTag
keinen Zins mehr gezahlt hat .Es ist verständlich ,dass die Gemeinde nicht

so rigoros vorgehenkann ,weil es sich meistumarmeTeufelhandelt ,aberes
gibt Fälle ,in denen Leute ,die keine Marxisten sind ,scharf angepacktwerde
In einem Gemeindebauin der Hermanngasse2 ist im Keller eine Schiesstätte
der Schutzbündler untergebracht .Die Verwaltung der Wohnhäuser ist sehr

schleppendundauchdie Besiedelunggeht nur sehr langsamvor sich ,Gewisse
Häuser weisen Aufbauten auf ,die eine besonderen Zweckhaben .Es aindoft
SchiesschartenundBrustwehrenzu bemerken .Auchbei der VergebungderWohnu
geht es sonderbarzu .Judenaus demOstenbekommendie schönstenWohnungen,
währen die bodenständige dautsch arische Bevölkerung zusammengepfercht

wohnen und oft jahrelang auf eine Wohnung warten muss .Der Redner wendet
sich gegen die gestrigen Ausführungen des STR .Speiser ,der auf die Er¬
sparungen in Braunschweig und Koburg als abschreckende Beispiele nat .soz .
Verwaltunghingewäeenhat .Gewissspart manauchin Koburg ,Braunschweig ,
Thüringeni .Sachsen ,aber ganz anders als bei uns .Währendmandort dioFremde
zuerst wegbefördert und den Einheimischen Grund undBoden undWohnunge :
gibt ,geschieht es hier umgekehrt .In Braunschweig haben di :Nati onal¬
sozialisten von den Marxisten 50 Millionen Mark Landesschuld und ein Defizit

von 7 Millionen Mark übernommen .Nach 1 Jahren war das Budget in Ordnung
gebracht .Es wurden auch Lehrer abgebaut ,aber nur solche ,die aufgenommen
worden waren ,um Parteischulen zu gründen .Die Zahl der Minister wurdever¬
ringert ,die Verwaltung in Ordnung gebracht .Unter solchen Umständenkann
manauch für Wiendas Beste erhoffen ,wenndie Verhältnisse hier sicheinmal
ändern .Die Mehrheit der Bevölkerunghat zu der gegenwärtigenVerwaltung
der Gemeinde Wien kein Vertrauen und aus diesem Grunde wird die Partei des
Redners demRechnungsabschluss die Genehmigungversagen .( Beifall bei den
Parteigenossen ) .

STR .Weber ( soz .dem . )weist darauf hin ,dass die Gemeinde
durch die Abgabenteilung rund 50 Millionen Schilling verloren hat ,Esist
daher selbstverständlich ,dass auch der Wohnhausbaudabei nicht unberührt

bleiben konnte .Wir stehen vor der Tatsache ,dass uns nur die Wohnbausteuer
zur Verfügungsteht ,undwir habenuns bemüht ,damitmöglichstvieleWohnunger
zu bauen ,um der immer noch herrschen Wohnungsnot entgegen zu wirken .Dasses
nicht möglich war ,die Wohnungsnotin Wiengänzlich zu beseitigen ,daranist
nicht die Wohnungspolitik der Gemeindeschuld ,sondern insbesondere die unge¬
heure Wirtschaftsnot ,die es zehntausenden Bewohnern dieser Stadt unmöglich

macht ,in Untermiete zu wohnen ,und sie dazu zwingt ,bei der Gemeindeum
eine Wohnunganzusuchen .Wir haben 1932 in Wienrund 600 . 000Wohnungen ,das
ist um 60 . 000mehr als in der Vorkriegszeit .Die Gemeinde hat aber nicht nur
demWohnbedarfder Bevölkerunginnerhalbd der Gemeindegrenzenzubefriedigen ,
sondern es findet unausgesetzt zu Zuzug aus der Umgebung statt .Riese Leute

siedeln sich zunächst als Untermieter an und dann begehren sie von der Gemein
eine Wohnung .Während/5oo Wohnungen im Monat zur Verfügung stehen ,er¬
wachsendurch Haushaltsgründungenundgerichtliche Kündigungen3000Bewerbung
Es ist daher klar ,dass das Wohnunsamteine ungeheurreArbeit zubewältigen
hat .Dazu kommt ,dass von den 540 . 000Bewohnern alter Wohnungennicht weniger
als rund 115 . 000sich um einen Tausch von Gemeindewohnungenbemühen .
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Beieiner solchenMasseninanspruchnahmesind die GeschäftedesWohnungs-¬
amtesnatürlichnichteinfachzuführenundeskommtgewissvor ,dassein
oderderanderedringlicheFall zurückgestelltwird .Aberes ist heutein
Wiensodassniemandgenötigtist ,unterirgendeinerBrückeoderineinem
Kanaloderin einemZiegelofenzunächtigen .( Widerspruchbei denNattsoz

EswurdeauchBeschwerdedarübererhoben ,dasses leereWohnunge
gibt .Esist unmöglich,eineWohnhausanlagevonmehrerenhundertWohnungen
sofortzubesiedeln .Aberauchwennes möglichwäre ,kannes nichtgeschehen
weilfür etwaigealler dringersteFälleeinegeringeReservevorhandensein
muss .ZudenvomGemeinderatHölzlbemängelndenMietzinsrückständenbemerkt
derRedner ,dassderProzentsatzvon . 89gewissein sehrbescheidenerist
wennmanberücksichtigt,dassdieMietzinsederGemeindeWien1931insge¬
samtrund7,000 . 000Betragenhaben .Diesist gewissauchdaraufzurückzuführen ,dass die Mietzinse durchaus erschwinglich sind und die Parteien

sich sehr bemühen ,den Mietzins zu bezahlen ,zumal sie wissen ,dassder
Mietzins lediglich zur Erhaltung der Wohnhausanlagen dient .( Lebhafter
Beifall bei den Soz .dem . )

STR.Frauenfeld( nat .soz . )bemerkt,dieAusführungendesSTR.Weber seien feine starke Belastungsprobe für die
GutmütigkeitderNationalsozialisten ,wenndiesesett einemMonatinihrem
BezirksamtHernalseinenArbeitermitFrauundKindwohnenhaben ,dergrundlos
delogiertwurdeundkeineWohnungbekommenkann .EsgehörteinegewisseKühn-¬
heit dazu ,die Wohnhauspolitikder Sozialdemokratenzu preisen ,wennder
GR.Mühlbergerseit1923mitFrauundKindineinemKabinettwohnenmuss,
undbis heutekeineseinenVerhältnissenentsprechendeWohnungbekommenkann,
Die-Sozialdemokratenprotzendamit ,dassauf3LeuteinWieneineWohnungkommt , de facto sitzen aber bodenständigeLeute in Kabinettenund
dieArbeiterzeitungergreiftParteifür denjüdischenDirektorvonGerngross,h5

de/eingehzuedntendRichthinausgehenwill .DerRedner
schildert nun ,wieer zu seiner Wohnunggekommenist .Seit demUmsturzhabe
er sichumeineWohnungbemüht .NachJahrenwurdeendlichdurchdenTodeines
Univ .Prof .eine kleine Wohnungfrei ,er habe sich umdiese Wohnungbeworben ,

siewurdeabereinemjüdischenZuckerkvertreterausPragnamensGoldmannzu¬
gewiesen .DieserMannwohnteungekündigtin Untermieteundan demTage ,wodie Hauptmietpartei starb ,begab er sich plötzlich ins Hotel und meldete sich

bei demamtsführendenStadtrat als Obdæchloseran .Daraufwurdeihm ,weil
seine RassedenamtsführendenStadtrat wahrscheinlichangenehmerwar ,die
Wohnungzugesprochen.VordenWahlensei RednerzueinemRechtsanwaltgeååde:
worden ,der ihnersuchte ,die Sachenichtzuveröffentlichen ,manwerdeihm
eine Wohnung zuweisen .Auf diese Weise hhbe er eine aus Zimmer Kabinett und

KücheehneNebenräumebestehendeWohnungerhalten .Esmüssees daheralsUn¬
verschämtheitbezeichnen,wenndiesachlichenAngabenseinerParteigenossen
als unrichtig hingestellt werden .( Beifall bei den Nat .soz . )

Hieraufwirdin die VerhandlungderVerwaltungsgruppeVeingegange
%

GR .Perschl( chr . soz. )dassdurchdieErsparungenaufdemGebiete
derStrassenpflegevorallemdie Gewerbetreibendengeschädigtwurden .DieEr¬
sparnisinderPost"sonstigeBetriebsaualagen"imBetragevon85. 000Schilling
ist daraufzurückzuführen ,dassimSommerdieStrassenfast überhauptnicht
bespritztwerdeh.InBesprechungderPostWerkstättenbetriebbemerktderRed¬
ner ,es sei nichtsdagegeneinzuwenden,dassderAutobetriebkleineRepara¬
turenineigenerRegiebesorgt .DagegenmüsstengrössereArbeitenandieGe¬610



ATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVERFRIEDRICHX .Blatt Wien ,am

werbetreibenden vergeben werden ,die sie auch billiger leis ten könnten .Im

Personenwagenbetriebstellt sich der gefahrene Kilometerauf S ' 16,was
ausserordentlichhochist . Dagegenwerdendie Lohnfuhrwerkergezwungen ,um
30Groschen,bezw.wennmandenChauffeurlohnberücksichtigtum22Groschenzu
fahren . Esist unwürdig ,dass eine demokratischeVerwaltungso etwasverlangt .
DiesesHerabdrückendesTarifs ist auf einenHerrnzurückzuführen ,dervor
1 1/2 Jahrenins Wirtschaftsamtberufenwurdeundder es als seineAufgabe
zubetrachtenscheint ,dieFuhrwerker,auszubeuten .Esist sehrbedauerlich,
dass auch im Gartenwesengespartwurde , obwohl sehr viele Instandhaltun¬
cennotwendigwären .Dasdie Volksbäderbetrifft ,so ist hier,wennmanbe¬
rücksichtigt ,dassdie InvestitionenunterBetriebsauslagenverrechnetwur¬
den ,in Wirklichkeitein Reingewinnvon308 . 000S zu verzeichnen .Mansieht
ausdenAermstenderArmenaufsolcheArtNutzen .Dadie Dampf-undWannen¬
bäderuntereinemverrechnetwerden ,kannmansichkeinrichtigesBildvon
demSorgenkindder GemeindedemAmalienbad,machen ,das sehr schlechtbesucht
wird. DerRednersprichtschliesslichseinBedauernaus ,dassauchbeimStras¬
senbau ,hei den Strassenherstellungen und im Wasserleitungswesen bedeutende

Ersparungengemachtwurden( Lebh .Beifall. . Chr. soz. )
St. . Röchterbezeichnetes ebenfallsals äusserstbedauerlich,

dass im Jahre 1931so grosse Ersparungenauf allen Gebietengemachtwerden
mussten ,insbesondereauchin seinemReferate,woes sichnurumvorrübergehen
Ersparungenhandelnkann ,da dasVersäumtein zukünftigenJahrenwirdnach¬
geholtwerdenmüssen .Wasdie Beanständungenhinsichtlichder Vergebungvon
Reparaturenbetrifft ,ist festzustellen ,dassimmermehrReparaturenderpri¬
vatenIndustriezugewiesenwerdenin demAusmassals die eigenenWerkstätten
abgebautwerden .DerUmstand ,dass der gefahreneKilometerderPersonenkraft¬
wagenrelativhochzustehenkommtisteinAusdruckderTatsache ,dassge¬spart ,das heisst zü wenig gefahren wird . ST. . Richternimmt gegen die Ausfüh¬

rungendesVorrednersStellung ,dassein bestimmterBeamterdesWirtschafts¬
amtes den Vertrag mit den Fuhrwerksbesitzern beeinflusst habe .Auch ist es

nicht richtig ,dass mit den Fuhrwerksbesitzern ein Kilometerpreis von30
Groschenvereinbartwurde. Heuteist nochderPreisvon39Groschenaufrecht.
Bassauchdie Kostender TaxameterfahrtenvonJahr zu Jahr sinken,istauf
die Einschränkung der Taxifahrten zurückzuführen .Es Werden heuer kaum ein

Drittel der Taxameterkostenaufgewendetwiein denvergangenenJahren .DerGe¬
winnder Volksbäderist darauszu erklären ,dassdie Bevölkerunginfolgedes
wirtschaftlichenElendsimmermehrvondenteurenBädernzudenVolksbädern
abwandert" ieVerelendungschreitet in einemsolchenMassefort ,dass
sogardie Volksbäderauchschoneine Einbussean Besuchernerleiden .
St . . Richternimmtschliesslich gegendie AuffassungStellung ,dassdas
AmalienbadVerlustbringendsei . Richtigist ,dassdasAmalienbadtrotzAmorti¬
sationundVerzinsungaktivist .( Lebh.Beifall . d .Sozialdemokraten).

In der Debatte über die Verwaltungsgruppe VIstellt
GR .Müller( chr ,soz . ) zunächstmit Befriedigungfest ,dass ausdie¬

ser Gruppedie Lehrpersonenan denVolks -undBürgerschulenausgeschieden
wurden eine Post ,die in diese Gruppe nie hineingehört hätte .Indieser

Gruppewurdenum500. 000Smehreingenommenalspräliminiert,einBeweisdafür,dass aus der Bevölkerung ,wasnur möglichwar ,herausgeholtwurde .DerRedner
bemängelt dodann die zahlreichen Abstriche

vor allem an

denInvestitionenfür die Grossmarkthalle ,wounhaltbareZuständebestehen,
dannaberauchan demPräliminarefür die anderenMarkthallen .Erfragt
denStadtrat ,obesrichtigist ,dassdasMeidlingerSchlachthausaufgelassen
werdensoll . DasLagerhauszeigtwiedereinenAbgangvonüber5000Schilling641
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undder Gesamtabgangmachtmehrals 5 Millionenaus .Es wäreamklügsten ,
dieses hohe Lefizit einfach abzuschreiben ,da sonst das Lagerhaus nie ak¬
tiv werdenkann .Die Durchschnittslöhne der Arbeiter und Angestellten ,die
sich mit zirka loo S im Monat berechnen lassen ,sind zu hoch,wenn manbe¬
denkt ,dass dort nicht ununterbrochen gearbeitet wird . Durchdie Uebertra¬
gung der Baustoffbe schaffung von der Verwaltungsgruppe IV in die GruppeVI
konnten wesentliche Ersparnisse an Personalaufwand erzielt werden .Es wäre

nur zu wünschen ,dass ,wie dies der Rechnungshofverlangt ,auchdie
städtischen UnternehmumgenvomWirtschaftsamt versorgt würden .AuchdieVer¬
sorgungmitTextilienundmitMonturenmüssteüberdasWirtschaftsamtgehen.
DerRednerersucht umAufschluss ,wiesoes kommt ,dass dieBäckerarbeiter
einen Lohn von 600 Schilling im Monatbekommen ,also mehr ,als demKollek¬
tivvertrag entspricht .Für die Amthäuserwar eine Post von 572 . 000Schilling
eingesetzt ,ausgegeben wurde um188 . 000Schilling weniger .Bei denSchul
häusernwar1,997 . 000. - -eingesetzt ,ausgegebenwurdem1 Millionenweniger .

Die Folge davon ist ,dass sich einzelne Amts - undSchulgebäude in einem Zustan

befinden ,der nicht mehr aufrecht zu erhalten ist .Bei den Lehrmi teln sollte

man es so machen ,wie bei der Säuglingswäsche ,das nur diejenigen sie unent¬

geltäb bekommen ,die dies in Anspruch nehmen .Für die 150 . 000Schilling ,
die auf diese Weise erspart werden könnten ,könnten 50 junge Lehrer in den
Dienst der Gemeindeaufgenommenwerden .Zu begrüssen ist ,dass statt der
Post von 5 Millionen Schilling für Ankauf von städt ;Grundbesitznur
3 ,464 . 000Schillingbausgegebenwurden ,weil die AnhäufungvonGrundundBode
durchdie Gemeindees mit sich bringen muss ,dass den Privaten jedeBaumöglic.

keit entzogen wird .Der Redner erklärt zum Schlusse ,dass seine Partei auch

diese Verwaltungsgruppenicht genehmigenkönne ,weil die bestgemeinteAnträge
vonder Mehrheitangelehnt werden .( Beifall bei den Christl .Soz .)

GR .Gratzenberger ( Nat ,soz . )führt aus ,dass wenn die schön
gemachten Rochenschaftsberichte der Gemeinderatsmehrheit mit demWohlstand
dieser Stadt Handin Handgingen ,seine Partei wahrscheinlichnicht sogrosse
Erfolge aufzuweisen hätte .Die arbeitenden Menschensind in unsere Reihen
gekommen ,weil sie erkannt haben ,dass Sie wederSozialisten nochDemokraten,
nochschöpferischsind ,sondernhöchstenseine GemeinschaftzurAufzüchtung
fremder Bonzen ,die meist der jüdischen Rasse angehören ,dass Sie demVolke
nicht Frdheit gegebenundsich in demKapitalismus ,denSie seit 50Jahren
zu bekämpfen vorgeben ,häuslich eingerichtet haben .WennSie stolz darauf
hinweisen ,dass diese Stadt ,wasden Radiumbesitzanbelangt ,heute andritter
Stelle steht ,so haben Sie vergessen ,dass wir mit der Zahl derSelbstmorde
der Bettler und Hofmusikantendurch Ihr Verdienst heute an erster Stelle

stehen .

DerRednerweist darauf hin ,dass die VolkshalledesRathauses
früher als Versammlungsraumgedient hat .Als aber dienationalsozialistische
Bewegunggrosszu werdenbegann ,unddiesenSaalebenfallsbeanspruchthat ,
wurdeer für Versammlungszweckegesperrt und es wurdeein sogeanntesGesell¬
schafts -und Wirtschaftsmuseum darin untergebracht ,zu dessen Präsidenten

der hinausgeschmisseneBolschewikDr .Neuraht gemachtwurde .Ueberdieserhält
eas Museumeine Jahresinvestition von 20 . 000Schilling ,Ertrag was dasMuseum
der Stadt für BeleuchtungundBeheizungbezahlt .Rednerbespricht hieraufdie
VerhältnisseimLagerhaus ,an dessenAbgangvon558 . 000Schilling imletzten
Jahr nicht ,wieder Rechnungshofmeint ,die hohenLöhneundGehälterundauch
nicht die Accordprämienschuld sind ,sondern der Umstand ,dass dort Löhnefür
Arbeiten bezahlt werden ,die nicht für das Lagerhaus gemacht werden ,sondern
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dazu dienen ,Barteipolitische Umtriebezu fördern .Er bespricht ineingehen
der Weise das Vorgehen des Betriebsratsobmannes Alois Kasparek derAuslage
für kollegiale Zusammenkünfteund für Autofahrten sich aus derBetriebsrats¬
kasse vergüten lässt ,und des SchutzbundkommandantenOrna Zeder ,dernach
der Behauptungdes .Rednerswenigerfür das Lagerhaus ,als für seineeigene
faschearbeitet .Anzeigendie an denamtsführendenStadtratgerichtet
wurden ,haben keinen Erfolg gehabt .Es werden von Barteiwegen die Schweiner

en immer vertuscht ,weil man
es nicht wagt ,gegen diese Leute

vorzugehen .Es ist selbstverständlich ,dass wir unter diesen Umständendem
Rechnungsabschlussnicht unsereZustimmunggebenkönnen.

In seinem Schlusswort erwidert amtsführender STR Linder auf die
Bemerkungendes GRMüllerbezüglichder Lagerhäuser ,dass die Erhöhungder
Einnahmenaus demgünstigen Getreidegeschäft zu erklären ist ,nicht aber
daraus ,dass an Gebührenmehrvereinnahmtwurde .Andie Auflassungdes
MeidlingerSchlachthauseswirdnicht gedacht .EineAbschreibungdes
DefizitesbeimLagerhauswäreunzweckmässig ,es mussvielmehrgetrachtet
werden ,das Defizit herabzusetzen .Bezüglichdes Wirtschaftsamtessagtder
Referent ,dass sich auchdie städtischen Unternehmungenbemühen ,beiihrer
BedarfsdeckungmitdemWirtschaftsamteimmermehrdasEinvernehmenzupflege
Diestädt .Bäckereikannnicht aufgelassenwerden ,da sonst dieEinheit¬
lichkeit der Erzeugungund Belieferung zunichte gemachtwerdenwürde .Wenn
HerrGR .GratzenbergerderMeinungAusdruckgegebenhat ,die Volkshallesei
in ein Museum umgewandelt worden ,damit der Herr Bürgermeister in seiner
Ruhenicht gestört werde ,so kann ich ihm nur erwidern ,er mögeimLehmann
nachsehen ,wo der Herr Bürgermeister wohnt .Der Herr Bürgermeister wohnt
nämlichgarnicht imRathaus .Wasdie anderenAusführungendes HerrnGR.
Gratzenbergeranbelangt ,so kannich nursagen ,dassdieBeschuldigungen,
soweit sie uns mitgeteilt wurden ,der Behörde übergeben worden sind unddie
Behördenunzuentscheidenhat ,waszugeschehenhat .VorderEntscheidung
dieser Behördenkannich michabernicht auf das NiveauderAusführungen
des Herrn GR .Gratzenberger begeben .( Zustimmung bei den Soz .dem .
Widerspruch bei den Nat .soz . )

EswirddieVerhandlungdesRechnungsabschlussesabgebrochen
undin die VerhandlungdervorliegendenDringlichkeitsanträgeeingegangen .

DerBürgermeisterteiåt mit ,dass zunächsteinDringlichkeits-¬
antragder GR .WeikertundGenossenvorliege .Er beginntdenInhalt diesesDrin
lichkeitsantrages mitzuteilen( ZahlreicheZwischenrufebei denNat. soz. :
Gesternwurdendie AnträgedurchdenSchriftführer verlesen !Hierwird
mit ungleichemMassgemessen) . Wennes für notwendiggehaltenwird ,dieDring-¬
lichkeitsanträge im Wortlautzu verlesen ,wird dies geschehen ,sonstnicht .
EineVorschrifthiezubestehtin der Geschäftsordnungnicht . Dergenannte
Eringlichkeitsantragverlangt ,es mögederMagistratbeauftragtwerden,
die Marktämteranzuweisen ,auf denWr .MärktennurdannausländischesGemüse
undObstzuzulassen,wennder Bedarfso grossist ,dassdieeinheimischen
Erzeuger nicht zu deckenvermögen ;die Marktaufseheranzuweisen ,deneinhei¬
mischenErzeugernauf denMarktplätzendie bestenVerkaufsständezuzuweisen
unddenVerkaufunmittelbarvomWagenzu gestatten ;dafür Sorgezutragen ,
dassdie Preisedie üb: lichenMarktpreisenichtübersteigenundKäufer ,die
die Waren beschädigenstrengenstens zubestrafeb .

GR .Weikertbezeichnetdie BéhandlungdesAntragesalsdringlich ,
da unsereeinheimischenProduktevomMarktverdrängt ,dagegentausendeMeter¬
gentnervonGemüseundObstausdemAualandaufdenWienerMarktzugelassen613
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werden ,wodurch die einheimischen Produzenten geschäigt werden ,der Gemeinde

ein Teil ihrer Einnahmen entgeht und die Arbeitslosigkeit nurvergrössert
wird .

St . R .Linder spricht gegen die Dringlich¬
keit aus ,da die Zulassung von ausländischen Wareneine Frage derHandels¬
politik sei ,auf die der Gemeinderat keinen Einfluss üben könne .Auf den

Märkten den Produzenten Plätze zugewiesen .Was der Antragsteller hin¬
i

sichtlich der Marktpreise verlangt ist unklar .Beschädigung von
Warenauf den Märkten kann sich der Verkäufer an denjenigen der die Waren
beschädigt ,schadlos halten .DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuer¬

kannt .

Die GR .Pichler und Hölzl stellen einenDringlichkeitsantrag
durch den der Bürgermeister aufgefodert wird ,sofort zu veranlassen ,dass
den Mietern in den Gemeindehäuserngestattet wird ,Untermieter aufzunehmen .

GR .Pichler ( natsoz . )führt aus ,die Dringlichkeit sei dadurch
gegeben ,dass es möglich wäre ,einer grossen Anzanl von Wohnungslosen zueiner
Wohnung zu verhelfen ,weiters

„ Bewohnern von Ge¬
meindehäusern ,die ihres Ernährers beraubt sind ,eine wennauch kleine Ein¬
nahmsquellezu verschaffen .Auchwürdendurchdie BewilligungdesAntrages
des Marktpreisø auf die übrigen Wohnungendrücken .DieNationalsczialisten
sind nicht dafür ,dass Arbeiter in den Wohnungenzusammengepferchtwerden ,
aber sie wissen ,dass viele Bewohnervon Gemeindehäuserndie Möglichkeit
der Vermietung selbst Bringend wünschen ( Beifall bei denNat . soz . )

St . . Weberbemerkt ,dass die städtische Wohnhäuserverwaltung
in den Ngubauten in Berücksichtigungswürdigen Fällen ,insbesondere wennes
sich um Anverwandte handelt ,die Untermiete uhnehin bewilligt .Die städti¬
sche Wohnhäuserverwaltung muss aber selbstverständlich dem Versuch ,in den
städtischen Häusern Massenquartiere einzurichten ,und dem Versuch ,sich durch
Untermieten Wohnungenzu erschleichen ,energisch entgegentreten .Erbittet
geskalb ,die Dringlichkeit des Antrages abzulehnen( Zwischenrufe :GR. Thaller
( soz ,dem :Sie wollen wieder Massenquartierehaben ; - Gegenrufebei den Nat .soz .

DemAntrage wird die dringliche Behandlung nicht zuerkämnt .
Die GR .Dr .Hankeund Mühlbergerverlangen in einemDringlichkeitsantrag

der Magistrat sei anzuweisen ,alle Abteilungsvorstände bezw .deren Stellver¬

treter zu beauftragen ,nicht nur den Amtsführenden ,sondern auhh dennicht
amtsführenden Stadträten in allen Fragen ,gleichgiltig welches Ressort sie
betreffen ,über Verlangen schriftlich oder mündlich erschöpfende Auskunft
zu erteilen .
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GR .Dr .Hanke( Nat .soz .) bemerkt in der Be gründung derDring
lichkeit des Antrages ,dass durch die Annahmedes Antrages der Opposition
die Möglichkeit gegebenwerdensoll ,ihre Aufgabenzu erfüllen .AuchdieMel
heit dieses Hauses könne sich dieser billigen Forderung nicht verschliessen .
Wir wollen an Ort und Stelle Auskunft haben ,nicht aber auf dem Umwegüber
den amtsführenden Stadtrat .

Bürgermeister Seitz bemerkt ,dass die Vorschriften betreffend
das Recht des einzelnen Staatsbürgers in den einschlägigen Verwaltungsrechts
gesetzen enthalten sind .Auch die Verfassung der Stadt Wien sieht eine
solche Regelung vor .2 Reche der Korperationen ,vom Gemeinderat angefangen
bis zumkleinsten Unteruasschuss ,sind in den einzelnen Verfassungsbesstimmu
gen geregeltund so kann ich nur sagen ,dass niemand in seinen dort festge¬
setzten Rechten beeinflusst wird .Die amtsführenden Stadträte sind

persönlich vomGemeinderatgewählt ,sie tragen eine politische Verantwortung
und hinsichtlich der politischen Verwaltungallein berufen ,Auskünfte

zu geben .Eine Politisierung der Beamtenschaft aber werde ich niemals dulden
Ais Vizebgm .Emmerling das Wort ergreift ,ruft ihmGR. Frauenfeld

zu : DerGentlemanProletarier Emmerlinghat das Wort .( ZalreicheZwischen¬
rufe bei den Soz ,dem . - GR,Thaller ( soz ,dem . ) :Sie haben gar nichts zureden !
Schauen Sie sich die Städte an ,wo Sie die Mehrheithaben . )

Vizebgm .Emmerling : DieUnterstützung von Arbeitslosen ,die in
diesem Antrag verlangt wird ,ist Sache des Bundes und nicht derstädtischen
Unternehmungen .Heute gibt es noch tausende Hauskalte in Wien ,die wederGas
noch elektrisches Licht haben .Wer aber Gas in seiner Wohnungeingeleitet
hat ,kann mit dem bescheidenen Betrag von 21 Groschen seinen ganzen Haushal
mit Gas bestreiten .Dieser Preis steht in gar keinem Verhältnis zu denKoster
die jene armen Teufel für ihr Essen aufwenden müssen ,die kein Gas besitzen .

Schon aus diesem Grunde erübrig sich eine Szellungnahme zu dem ersten Teil
des Antrages ( Zwischenrufe ) . Wasden zweiten Teildes Antrages betrifft ,so
ist die darin verlangte Abstufung schon längst durchgeführt .

DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .( LebhafteZwi¬
schenrufe ) .

In einem weiteren Antrage der GR . Dr .Riehl und Neumann wird der
Bürgermeister aufgefordert ,Vorkehrungenzu treffen ,die die Wiederholungvon
Ausschreitungen ,wie sie sich am 30 .September imGemeinderatssitzungssaal
ereignet haben ,hintanzuhalten und dem Gemeinderat hierüber Bericht zuer¬
statten ;weiters diejenigen Beamtenfestzustellen ,die sich an demBombarde- ¬
ment gegen die nationalsozialistischen Gemeinderäte beteiligt haben undsie
im Disziplinarweg der verdienten Strafe zuzuführen ;diejenigen sozialdemo¬

kratischen Gemeinderäte ,dürchderen Wurfgeschossenationalsozialistische Ge¬
meinderäte mehroder minder schwer verletzt wurden ,vor dasDisziplinar¬
kollegium zu stellen .Da durch die geschilderten Vorkommnissedie Unfähigkeit
des Herrn Bürgermeisters ,die Sitzungspolizei im Gemeinderatdihandhaben ,
erwiesen ist ,heisst es schlisselicht in dem Antrag ,wird er aufgefordert ,se :
Amtals BüngermeisterundLandeshauptmannehestens zurückzulegen .( Stürmische
Heiterkeit bei den Sozialdemokraten. - ZahlreicheZwixchenrufe . - GR.Frauenfeld
Ihre eigenen Leute freuen sich schon ! Diewollen Sie los werden ,Herr Bürger¬

meister !

GR .Dr .Riehl( nat .soz . )DiebedauerlichenskandalösenVorgänge,
die sich am30 .Septemberabgespielt haben ,stellen sich ,wie diesobjektiver
Weise festgestellt worden ist ,als ein Ueberfall der Mehrheit aufeine
jetzt noch kleine Minderheit dar .Bei aller Besonnenheit und Ruhe,mit derwir
heutedie Vorfällebeobachten,müssenwirsagen : esist in derGeschichteder
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öffentlichen Körperschaften ein ganz seltener Fall . . .( Sehrrichtig !
bei den Sozialdemograten . - GRtin .Deut sch - Krammer: DassmanHundspeitschen
verwendet ,- Zahlreiche Zwisrhenrufe ) . .dass eine so grosse Mehrheit es
für notwendig findet ,sich gegenüber einer verhältnismässig kleinen Minder- ¬
heit ,die nochdazu einfach den Saal verlässt ,die in keiner Weisedie
Verhandlunggestört hat ,derart ,zu benehmen .Es ist nochzu verstehen ,wennI7es heute ab und zu in Körperschaften Forkommt ) ,eine Minderheit ,

die Verhandlungen stört oder Krawalle hervorruft irgendwelchen Vertretern

das Temperamentdurchgeht ,Aberwi :" habenja denSitzungssaalverlassen
( StürmischeRufebei denSozialdemokraten :MitHundspeitschen ! )Wirsind
ganz ruhig hinausgegangen ,ich war selbst einer der ersten .DieMehrheit
sollte sich ja eigentlich vom Standpunkt der ruhigen und raschen Behand¬
lung der Tagesordnungdarüber freuen ,wenndie Opposition einenExodus
veranstaltet ,undsie hätte gar keine Ursache( arüberaufzuregen .Statt

dessen ist es zu derartigen Szenen gekommen ,die sich auch deshalb als

besondersskandalöscharakterisieren ,weil mannicht nur ,wie dasfrüher
vorgekommenist ,gegeneinanderlosgegangenist ,sondernweilmanhierGegen
stände geworfnhat ,die heute wiederfein säuberlich an ihren Ortgebracht
und hoffentlich auch angenietet wordensind . Wenneine Minderheit ,diever¬
gewaltigt wird ,zuy Gewalt greift ,kann mandas als Notrechtqualifizieren .

Wennaber eine derartige Mehrheites für nötig findet ,gegeneineMinderheit
loszugehen,muss ich das nicht nur als eine Rohheit ,sondern als Feigheit
bezeichnen( LebhafterBeifall . d .Nat .soz. -Zwischenrufe).

Bürgermeister Seitz : HerrGemeinderat,ich rufe Siezur
Ordnung

GR .Dr .Riehl : Wennwir solche Anträgegestellt haben ,sindsie
durchausberechtigt undwennder HerrBürgermeisterselbst darinapostro¬
phiert wird ,so leiten wir die Berechtigungdazuaus einemAusspruchdes
Bürgermeistersher ,der selbst einmal ggääussert hat ,dass er unterseinem
VorsitzeinenTerrornicht duldenwerde .DieMehrheithat diePflicht ,
sich ruhig und anständig zu verhalten .( Rufebei den Sozialdemokraten :Und
die Minderheit Hundspeitschenzu benützen ! - Zwischenrufe . )EineMehrheit ,
die die Abstimmungsmaschinein der Handhat unddie die Minderheitjederzeit
niederstimmen kann ,hat es nicht notwendig . . . .( Zahlreiche Zwisshenrufe . - ¬

Rufebei der Mehrheit: SprechenSie dochüberdie Hundspeitschen. -GR.Eisinger
( soz . dem)Sie sind für die Bubokratie ! )Ich werdemichmitdiememWirrkopf,
mit diesem Steinhofkandidaten nicht befassen .Wir haben die Pflicht,hier ein
sehr schweres Amtzu erfüllen .Das Amtder Minderheit ist jedenfalls schwerer
als das einer derartigen Mehrheit ,vonder überhauptnie jemanddas Wortvzu
ergreifen in der Lage ist ,ausser den amtsführenden Stadträten .Unter diesen

Umständen haben wir auch das Recht ,an den Vorsitzenden zuappellieren ,
dass er dieses Rechtder Minderheitschütze .Daswarseit jeher eineEhren¬
pflicht des Vorditzenden und das ist auch die Pflicht seines Amtes .Daher

ist auch unser Antrag berechtigt ,ch glaube,ihn in der mildesten Formbegrür
det zu habendie möglichist ,weil ich es vermeidenwill ,dass sichabermals
solche Skandalewie derholen .( LebhafterBeifall bei den Nat .soz . ) .

6116



ATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVERFRIEDRICH

Wien ,am

BürgermeisterSeitz :WünschtjemandnochgegendenAntrag
dringliche Behandlungder Sachezu sprechen ?( Nacheiner Pause )Es
dies nicht der Fall .Daichselbst wiederpersönlichangesprochen
en bin ,kannich nur sagen :Mirobliegt selbstverständlichderSchutz
Minderheit und der Schutz jedes Einzelnen in diesem Saale ,der etwa
griffen wird .Wennaber Mitglieder des Gemeinderates andereMit¬
der desGemeinderatesmitwaffenartigenInstrumentenangreifen( Rufe
den Nationalsozialisten : Inder Abwehr! -STR ,Frauenfeld: Leibriemen
Waffen! )Sokannichsienatürlichnichtschützen. Esist eineTatsache,
einzelneHerrentatsächlichmitirgendwelchenInstrumentengedroht
ben ,die denEindruckvonStahlrutenoderdergleichengemacht
. Einsolcher Schutzwäremir nicht möglich ,wennich michselbst
erartige Händelein :liesse ,wasich selbstverständlichnichttue .
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Wennin diesemAntrageunter Punkt2 die Forderunggeste .
wird ,dassdiejenigenBeamten,diesichandemBombadementbeteiligthabe:
in Untersuchung zu ziehen und der verdienten Pestrafung zuzuführen seien ,

so kannich nur sagen ,dass nach den Feststellungen dieseBehauptungenNvept
( Rufe bei den Nat .soz . )Ich muss daher diesen

Anwurfgegen die Beamtenschaft ,die ihren schweren Dienstpflichtgemäss
und mit gressem Opfermut leistet ,auf das Allerentschiedenste zurückweise :

( Beifall bei den Sdz .dem. )
Wennschliesslich der Herr GR .Dr .Riehl micheinlädt ,

mein Amtals Bürgermeister und Landeshauptmannehestenszurückzulegen ,
kann ich nur sagen ,dass ich hiezu gerne jederzeit bereit bin ,insbesonde :

aber dann ,wenn es dem Herrn Dr .Riehl gelingen wird ,die Mehrheit davon
überzeugen ,dass er ein besserer Bürgermeister und Landeshauptmann ist .

( Heiterkeit und Zustimmung bei den Soz .dem . )

STR .Kunschak erkärt ,es sei gewiss niemand in diesem

Sa 1 ,der nicht die Ueberzeugunghätte ,dass alles vorgekefrhtwerden
müsse ,um eine Widerholung solcher Szenen hintanzuhalten .Um dies auch b

der Abstimmung zum Ausdruck bringen zu können ,ersucht er um getrennte

Abstimmung über den Funkt 1 des Antrages .

PürgermeisterSeitz ;EigentlichhätteichnurdasRecht,
darüber ab . stimmen ,ob dieser eine Antrag im Ganzen jetzt einer dringlich

Behandlung unterzagen werden soll oder nicht ,Ich stehe aber nicht an ,zu

geben ,dass hier in der Form eines Antrages eigentlich vier Anträge geste .

sind und dass daher das Begehren des GR .Kunschak sachlich berechtigt ist

Bei der Abstimmung über den Punkt 1 des Antrages ,Vorkehr

gen zu treffen ,die die Wiederholung derartiger Ausschreitungen hintan ha
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geignetsind unddemGemeinderathierüberbericht zuerstatten
stimmtmitdemNationalsozialistenundChristlichsozialenaucheinTeil
derSczialdemokratenfürdiesofortigedringlicheBehandlung.(Gelächterund Zwischenrufe bei den Nat .soz . )

BürgermeisterSeitz : Dasist ja keine Parteifrage .Diege ,obmaneinenGegenstandjetzterörternwillodernicht,entscheidet
ich ja nicht nach demfarteiprogramm ,sondern nach der Ansicht derbe¬
reffendenPerson .

Bei der AbstimmungwirdsowohldemFunkte1 wieauchdem
unkten2 ,3 und4 desAntragesdiedringlichePehandlungnichtzuerkannt .

Hieraufwirddie Sitzungum10 Uhrgeschlossen .
DienächsteSitzungdesGemeinderatesfindetnicht ,

ie vergehehen,morgenum16Uhr ,sondernum17Uhrstatt .
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